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1. Problemstellung

1.1 Ausgangslage

Die Ortsplanung der Gemeinde Grindelwald, bestehend aus dem Zo-
nenplan und dem Baureglement wurde am 17. August 1998 genehmigt. 
Seither wurden diverse Anpassungen am Zonenplan und am Baureglement 
vorgenommen und am 29. August 2005 wurde der Zonenplan Landschaft 
mit dem Landschaftsreglement ohne den Teilplan Nr. 5 genehmigt. 

2009 wurde ein Zonenplan Naturgefahren erarbeitet. Aufgrund von Män-
geln, die sich durch Ereignisse im Zusammenhang mit dem Gletschersee 
zeigten, musste die Gefahrenkarte überarbeitet werden. Diese liegt seit 
Ende 2017 vor. 

2010 wurde durch die Planergemeinschaft Metron AG / B+S AG eine 
Verkehrsplanung erarbeitet, mit der vertieft die Auswirkungen des V-Bahn-
Projekts untersucht wurden. 

Am 23. Juli 2014 konnten die geringfügig geänderten Vorschriften zur 
ZöN Nr. 16 «Truppenlager» genehmigt werden, die seither als «Gruppen-
lager» bezeichnet ist, bei dem aktuell dringender Handlungsbedarf be-
steht. Zur zukünftigen Nutzung des Areals «Tuftli» wurden umfangreiche 
Abklärungen getroffen und Nutzungskonzepte erarbeitet. Eine Umfrage 
vom Sommer 2018 zeigte, dass das Konzept Gruppenlager mit zusätzli-
chen Möglichkeiten weiterverfolgt und die angrenzende Minigolfanlage 
in die Planung einbezogen werden soll. Die dazu eingeleiteten Arbeiten 
mussten in der Zwischenzeit wegen veränderter Verhältnisse vor allem 
im Zusammenhang mit der Covid Pandemie vorläufig eingestellt werden. 
Die Planung Tuftli wird darum aus der vorliegenden Phase 1-A der Ortspla-
nungsrevision ausgeschlossen.

1.2 Geänderte Verhältnisse

Die Gemeinde arbeitet seit 2013 an der Revision der Ortsplanung. Dabei 
wurde fast parallel zum V-Bahn-Vorhaben ein Räumliches Entwicklungs-
konzept (REK) als Grundlage für die Ortsplanung erarbeitet. Dieses wurde 
am 2. September 2014 zur kantonalen Vorprüfung eingereicht und am 6. 
September 2016 durch den Gemeinderat beschlossen. 

2014 wurde das Vorgehenskonzept Ortsplanungsrevision erarbeitet und 
mit wesentlichen Arbeiten begonnen. 

Die Annahme der Zweitwohnungsinitiative, die Revision des Raumpla-
nungsgesetzes, die Überarbeitung des kantonalen Richtplans und die seit 
dem 1. April 2017 geltende revidierte Baugesetzgebung mit einer klaren 
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Neuausrichtung der Raumplanung mit dem Ziel Innen- vor Aussenentwick-
lung führte dazu, dass wesentliche Teile des REK nicht mehr umsetzbar 
sind. 

Die terminlichen Vorgaben von Bund und Kanton für die Ausscheidung der 
Gewässerräume und die Umsetzung der Verordnung über die Begriffe und 
die Messweise im Bauwesen (BMBV) und die Schwierigkeiten mit den Na-
turgefahren, insbesondere der permanenten Hangrutschungen, bewogen 
den Gemeinderat, die Revision der Ortsplanung zu etappieren.

1.3 Zielsetzung 1. Phase OP-Revision

Bis und mit der öffentlichen Auflage umfasste die 1. Phase der OP-Revisi-
on sowohl die Änderung und Anpassung des Baureglements an die BMBV 
als auch die Ausscheidung der Gewässerräume. Aufgrund der Vielzahl an 
eingegangen Einsprachen im Rahmen der öffentlichen Auflage, die sich 
alle gegen die Umsetzung der Gewässerräume richten (vgl. auch Kapitel 
5.6), wird die 1. Phase der Ortsplanungsrevision für die Beschlussfassung 
weiter unterteilt. Die Beschlussfassung der Phasen 1-A «Änderung Baure-
glement, Umsetzung BMBV» und 1-B «Umsetzung Gewässerräume» erfolgt 
nun in zwei separaten Verfahren. Der vorliegende Erläuterungsbericht um-
fasst lediglich die Phase 1-A «Änderung Baureglement, Umsetzung BMBV».

Die Ziele der Phase 1-A lassen sich wie folgt umschreiben:

Mit der Phase 1-A der OP-Revision soll das Baureglement an die BMBV 
angepasst und materiell aktualisiert werden, so dass die Gemeinde spä-
testens am 1. Januar 2024 (die ursprüngliche vom Kanton per 31.12.2020 
gesetzte Frist wurde am 1. Juli 2019 verlängert) über ein rechtskräftiges 
Baureglement verfügt. 

Nicht Gegenstand der Phase 1-A sind:
 – der Zonenplan Siedlung (Ein-, Um- und Auszonungen)
 – neue Zonen mit Planungspflicht
 – die Umsetzung der Naturgefahrenkarte
 – die im Baureglement als «von der 1. Phase ausgenommen» bezeich-

neten Artikel, Zonen für öffentliche Nutzungen und die Bestimmungen 
zum Erstwohnungsanteil (Die Antwort auf die im Herbst 2020 beim AGR 
eingereichte Voranfrage liegt seit Anfang September 2020 vor. Die Vorla-
ge konnte aber noch nicht weiterbearbeitet werden) sowie den Gewäs-
serräumen.

 – ebenso ist eine generelle Überprüfung der baupolizeilichen Masse 
sowie allenfalls die Schaffung zusätzlicher Zonen erst im Rahmen der 
Überprüfung in der 2. Phase der Ortsplanungsrevision vorgesehen.

 – der Zonenplan Landschaft und das Landschaftsreglement
 – der Richtplan Fuss-, Rad- und Wanderwege inkl. Schulwege und The-

menwege (neu)
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 – der Verkehrsrichtplan die Umsetzung der Gewässerräume mittels Zo-
nenplan und Ergänzung Baureglement.

1.4 Vorgehen und Verfahren

Die ersten Entwürfe des Baureglements wurden durch den Ausschuss 
Ortsplanung erarbeitet und den interessierten Gewerbevertretern zur Stel-
lungnahme unterbreitet. Gestützt darauf wurden in drei gemeinsamen Sit-
zungen diverse Anpassungen am heutigen Baureglement vorgenommen. 
Dieses wurde in das aktuelle Musterbaureglement des Kantons überführt. 
Seit dem ersten Entwurf sind die weiteren Anliegen der Behörden an das 
Baureglement aufgenommen worden.

Die Phase 1-A der Ortsplanungsrevision erfolgt im ordentlichen Verfahren 
nach Art. 58 ff. BauG mit Mitwirkung, Vorprüfung, öffentlicher Auflage und 
Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung.

Bis und mit der öffentlichen Auflage wurde die vorliegende Planung OPR 
Phase 1-A «Änderung Baureglement, Umsetzung BMBV» gemeinsam mit 
der nun separaten Planung OPR Phase 1-B «Umsetzung Gewässerräume» 
geführt. Aufgrund der Vielzahl an Einsprachen gegen die Ausscheidung 
der Gewässerräume im Rahmen der öffentlichen Auflage vom 13. Juli – 14. 
August 2023 (vgl. Kapitel 5.6) wurden die beiden Planungsteile voneinan-
der getrennt und sollen der Bevölkerung separat (Phase 1-A im Dezember 
2023, Phase 1-B voraussichtlich im Frühling 2024) zur Beschlussfassung 
unterbreitet werden. 

Im vorliegenden Erläuterungsbericht zum Verfahren OPR Phase 1-A wer-
den dementsprechend lediglich die Änderungen des Baureglements und 
die Umsetzung der BMBV behandelt.

1.5 Inhalte 2. Phase OP-Revision

Im Rahmen der bereits gestarteten 2. Phase der Ortsplanungsrevision sol-
len die folgenden Instrumente überprüft und aktualisiert, respektive neu 
erlassen werden:

 – Zonenplan Siedlung (Ein-, Um- und Auszonungen) gestützt auf ein kon-
solidiertes Konzept zur Innenentwicklung (SEin) mit Reduktion der zu 
grossen Bauzonen

 – Überprüfung der baupolizeilichen Masse, insbesondere der Höhen und 
Grenzabstände, und der Bestimmungen zu den Zonen für Öffentliche 
Nutzungen, den Zonen für Sport und Freizeit und den Zonen mit Pla-
nungspflicht sowie ggf. Schaffung neuer Zonen

 – Zonenplan Landschaft und Integration des Landschaftsreglements in 
das Baureglement

 – Zonenplan Naturgefahren (grundeigentümerverbindliche Festlegung 
der kommunalen Gefahrenkarte mit einhergehender Überprüfung der 
Bauzonen)

Baureglement

Verfahren

Öffentliche Auf-

lage
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 – Richtplan Fuss-, Rad- und Wanderwege inkl. Schulwege und Themenwe-
ge (neu)

 – Verkehrsrichtplan (ggf. aktualisieren)

1.6  Grundlagen für die Phase 1-A «Änderung 
Baureglement, Umsetzung BMBV»

Der Regierungsrat des Kantons Bern hat im Jahr 2008 den Beitritt zur 
interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe 
(IVHB) beschlossen. Mit der am 1. August 2011 in Kraft getretenen Verord-
nung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV; BSG 721.3) 
wurden die Konkordatsbestimmungen ins kantonale Baurecht überführt. 

Ziel der IVHB resp. der BMBV ist es, die Baubegriffe und Messweisen 
in den Kantonen und Gemeinden zu vereinheitlichen. Damit sollen der 
Planungs- und Baumarkt vereinfacht und die Planungsaufwände redu-
ziert werden. Was die Messweisen und deren Begriffe angeht, stellt die 
BMBV eine abschliessende Palette von Instrumenten zur Verfügung. Nicht 
Gegenstand der Harmonisierung sind die Gestaltungsanforderungen sowie 
die konkret von der zuständigen Behörde festzulegenden Masse.

Den Gemeinden wurde ursprünglich eine Übergangsfrist bis zum 31. 
Dezember 2020 eingeräumt, um ihre Baureglementsbestimmungen zu 
überprüfen und allenfalls anzupassen (Art. 34 Abs. 1 BMBV). Mit einer 
Änderung der BMBV vom 1. Juli 2019 wurde diese Frist bis am 31. Dezem-
ber 2023 verlängert. Eine Missachtung dieser Frist würde aufgrund der 
fehlenden Regelung der verschiedenen Masse faktisch dazu führen, dass 
keine Baubewilligungen für Neubauten sowie grössere Umbauten mehr er-
teilt werden könnten. Momentan wird über eine erneute Fristerstreckung 
bis 31. Dezember 2028 diskutiert.

Interkantonale 

Vereinbarung

Zielsetzung und 

Inhalt

Frist zur 

Umsetzung
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2. Revision Baureglement

2.1 Leitideen

Die erste Phase der Ortsplanungsrevision wird zum Anlass genommen, 
das Gemeindebaureglement dem Musterbaureglement des Kantons Bern 
anzugleichen. Dies wird die Handhabung insoweit erleichtern als sich 
die verschiedenen Bestimmungen auch in anderen Gemeinden unter 
denselben Hauptziffern finden. Hingegen ändert die Angleichung an das 
Musterbaureglement nichts daran, dass es sich um eigene kommunale 
Vorschriften handelt, welche die Einwohnergemeinde Grindelwald gestützt 
auf die ihr zustehende Kompetenz (insbesondere Art. 13 BauG) erlässt und 
auslegt.

Im Rahmen der ersten Phase der Ortsplanungsrevision soll zudem das 
Baureglement an die Verordnung vom 25. Mai 2011 über die Begriffe und 
Messweisen im Bauwesen (BMBV; BSG 721.3) angepasst werden. Damit 
setzt die Gemeinde die ihr vom Kanton auferlegte Pflicht um, das Bau-
reglement bis spätestens am 31. Dezember 2023 auf die beschränkt zur 
Verfügung stehenden Begriffe und Messweisen anzupassen. Dabei wird 
darauf geachtet, dass die traditionelle Bauweise in Grindelwald weiterhin 
beibehalten bleibt und gegenüber den heutigen Bestimmungen möglichst 
keine baulichen Einschränkungen entstehen (vgl. dazu näheres in Ziffer 
2.2).

Das Baureglement der Einwohnergemeinde Grindelwald hat sich seit über 
zwanzig Jahren grundsätzlich bewährt. Hingegen hat die langjährige Praxis 
gezeigt, dass verschiedene Anpassungen inhaltlicher Art erforderlich 
sind. Diese werden im Rahmen der ersten Phase der Ortsplanung mit den 
eingangs erwähnten Ausnahmen vorgenommen und betreffen auch eine 
teilweise Aktualisierung der baupolizeilichen Masse, generell sollen die 
baupolizeilichen Masse, insbesondere die zulässigen Höhen, aber erst im 
Rahmen der zweiten Phase der Ortsplanungsrevision überprüft werden. 
Vgl. dazu näheres bei den Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 
in Ziffer 2.3.

Mit dem Inkrafttreten des Baureglements wird die Gemeinde über eine 
ausdrückliche gesetzliche Grundlage verfügen, eine eigene unabhängige 
Fachberatung einzusetzen. Der Gemeinderat wird ermächtigt von ver-
schiedenen Gestaltungsvorschriften abzuweichen, wobei dies einerseits 
eine höhere Qualität in der Gestaltung voraussetzt und der Gemeinderat 
vorgängig die Fachberatung anhören muss.

Anlehnung an 

Musterbauregle-

ment

Anpassung an die 

BMBV

Anpassung 

Baureglement

Fachberatung
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2.2 Anpassungen an die BMBV

2.2.1 Ersatz der Volumenziffer durch Gebäudelängen

Die BMBV stellt als zulässige Nutzungsziffern lediglich die Geschossflä-
chenziffer (vergleichbar mit der bisherigen Ausnützungsziffer), die Über-
bauungsziffer, die Grünflächenziffer und die Baumassenziffer (vergleichbar 
mit der bisherigen Volumenziffer in der Einwohnergemeinde Grindelwald) 
zur Verfügung. Die Gemeinde hat bereits seit längerer Zeit Überlegungen 
angestellt, die Volumenziffer, die für Bauten des Gastgewerbes sowie 
in der erweiterten Kernzone, der Kernzone und der Arbeitszone ohne-
hin nicht vorgesehen war, überall durch die Festlegung einer adäquaten 
Gebäudelänge zu ersetzen. Die Baumassenziffer entspricht nicht in allen 
Teilen der bisherigen Volumenziffer und wäre schwierig einzuführen. Die 
Revision des Baureglements wird deshalb zum Anlass genommen, den 
bereits vorgesehenen Schritt zu vollziehen ganz auf eine Nutzungsziffer 
zu verzichten und diese durch die Festlegung von Gebäudelängen in allen 
Zonen zu ersetzen.

Die Gebäudelängen werden entsprechend den bisher üblichen Massen für 
traditionelle Gebäude festgelegt (W2: 14 m, WA2, W3 und WA3: 17 m). Falls 
Gebäude in der WA3 um mindestens 2 m (in der Höhe oder in der Situati-
on) gestaffelt werden, ist eine Mehrlänge von 8 m gestattet. In der erwei-
terten Kernzone soll eine Gebäudelänge von 40 m gestattet werden, wobei 
Gebäude, die länger als 20 m sind um mindestens 2 m (in der Höhe oder 
in der Situation) zu staffeln sind. In den Kernzonen und den Arbeitszonen 
galt bereits bisher keine Volumenbeschränkung und eine Gebäudelänge 
von 40 m. Das hat sich mit Ausnahme der Arbeitszone bewährt weshalb 
keine Änderungen vorgesehen sind. Für Bauten des Gastgewerbes galt 
bereits bisher keine Volumenziffer. Die für derartige Bauten bisher vorge-
sehene Gebäudelänge wird entsprechend den Bedürfnissen der Gastge-
werbezonen- und ortsbildverträglich erhöht. In der Arbeitszone wird auf 
eine Begrenzung der Gebäudelänge verzichtet und lediglich die zulässige 
Höhe begrenzt und die einzuhaltenden Grenzabstände festgelegt.

Der Gebäudeabstand soll mit nachbarlicher Zustimmung bis zu einem 
Drittel reduziert werden können. Wenn ein grosser Abstand betroffen ist, 
muss der Gebäudeabstand in jedem Fall mindestens 9 m betragen. 

An einzelnen Stellen hat das Baureglement noch auf Bruttogeschossfläche 
abgestellt (z.B. ZPP Furenmatte). Dort wurde die BGF mit dem Faktor 1.1 
zu einer Geschossfläche oberirdisch (GFo) überführt. Die GFo bemisst sich 
dabei, wegen Verzichts auf eine eigene Definition, nach Art 11 c BauV.

2.2.2 Ersatz der Firsthöhe durch die Fassadenhöhe giebelseitig 
und Einführung eines Hangzuschlags

Bisher wurde die Höhe von Gebäuden durch eine Firsthöhe, die in der 
Mitte der Seitenfassaden gemessen wurde begrenzt. Eine vergleichba-
re Lösung bietet die BMBV nicht. Bei Bauten im flachen Gelände ist die 
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Lösung mit einer Fassadenhöhe giebelseitig gleichwertig. Bei Bauten am 
Hang, ist der potenzielle Unterschied mit einem Hangzuschlag auszuglei-
chen. Dieser soll auf die Hangneigung abgestimmt werden. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass mit der vorgeschlagenen Formel (Hangneigung 
unter der First gemessen multipliziert mit der Länge, resp. Breite des 
Gebäudes unter der First gemessen multipliziert mit einem Faktor von 0.7) 
der potenzielle Unterschied der Fassadenhöhe giebelseitig gegenüber der 
Gebäudehöhe in der Mitte des Gebäudes gemessen, ausgeglichen werden 
kann.

H2

Fh gi
GH

GH: bisher
Fh gi: neu
H2: Hangzuschlag (neu)

Abb. 1 Skizze zur Anwendung des Hangzuschlags bei Bauten am Hang.

2.2.3 Weitere Anpassungen an die BMBV

Die bisherigen unbewohnten An- und Nebenbauten werden der BMBV 
entsprechend als An- und Kleinbauten fortgeführt. An- und Kleinbauten 
dürfen nach den Bestimmungen der BMBV lediglich Nebennutzflächen 
enthalten, dürfen also nicht bewohnt oder mit Arbeitsplätzen belegt sein.

Aufgrund des in der Einwohnergemeinde aktuellen Bedürfnisses auch 
bewohnte An- und Nebenbauten zu erstellen und weil dies bisher nicht 
klar geregelt war, müssen neu Gebäude mit kleiner anrechenbarer Gebäu-
defläche einen Grenzabstand von lediglich 3 m einhalten. Sie dürfen aber 
eine Fassadenhöhe giebelseitig von 4 m nicht übersteigen. Ebenso ist es 
möglich, eingeschossige bewohnte Gebäudeteile bis 3 m an die Grenze zu 
bauen, wenn deren anrechenbare Gebäudefläche zusammen weniger als 
40 m2 beträgt und sie höchstens 8 m über die Fassadenflucht des Gebäu-
des ragen. Die Einhaltung des zivilrechtlichen Grenzabstands (3 m) bleibt 
in jedem Fall vorbehalten, mit Möglichkeit der Einräumung eines Näher-
baurechts.

2.2.4 Bauten des Gastgewerbes

Gestützt auf die explizite Absicht der Gemeinde Grindelwald und die lang-
jährige Praxis sind in der Gemeinde Grindelwald nicht störende Bauten 
des Gastgewerbes in Wohn- und Kernzonen grundsätzlich zulässig. Die 
diesbezüglichen speziellen Bestimmungen und baupolizeilichen Masse 
für nicht störenden Bauten des Gastgewerbes in Wohn- und Kernzonen 
wurden an die BMBV angepasst und in das BMBV-konforme Baureglement 
übernommen. Damit wird der in Grindelwald gewachsenen Struktur mit 
vielen dezentralen Beherbergungsbetrieben Rechnung getragen und ent-
sprechende Betriebe sind in Wohn- und Kernzonen auch künftig zonen-
konform. 

An- und 

Kleinbauten

Gebäude mit klei-

ner anrechenbarer  

Gebäudefläche
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Diese speziellen Bestimmungen führten in den letzten Jahren bei konkre-
ten Projekten und Bauabsichten mehrfach zu Diskussionen mit dem Regie-
rungsstatthalteramt. Der Entscheid der Bau- und Verkehrsdirektion des 
Kantons Bern (BVD) vom 20. Oktober 2022 (Entscheid Nr. 110/2022/128, 
vgl. Anhang) nimmt zu diesem Punkt nun klar Stellung und stützt die Be-
stimmungen des Baureglements und die langjährige Praxis der Gemeinde 
Grindelwald, wonach in Grindelwald nicht störende Bauten des Gastge-
werbes in der Wohnzone zulässig sind. Ob ein Betrieb als nicht störend 
beurteilt wird, entscheidet die Gemeinde von Fall zu Fall.

2.3 Materielle Anpassungen

2.3.1 Übersicht

 – Verzicht auf Volumenziffer und Einführung einer maximale Gebäudelän-
ge kombiniert mit der Möglichkeit, resp. einer Pflicht zur Staffelung (vgl. 
dazu Ziffer 2.2.1 hiervor).

 – Ersatz der Firsthöhe durch eine Fassadenhöhe giebelseitig und Einfüh-
rung eines Hangzuschlags (vlg. Ziffer 2.2.2 hiervor).

 – Verzicht auf die Begrenzung der zulässigen Anzahl Vollgeschosse (vgl. 
Ziffer 2.3.2 hiernach).

 – Erweiterung der Besitzstandsgarantie (vgl. Ziffer 2.3.3 hiernach).
 – Grosser Grenzabstand auf der Hauptwohnseite, mit Ausnahme eines 

nordseitigen Hanges (vgl. Art. A132 BR).
 – Mit Ausnahme von kleinen Grenzabständen, Verzicht auf die Festlegung 

baupolizeilicher Masse in der Landwirtschaftszone (vgl. Ziffer 2.3.4 
hiernach).

 – Thema EWAP wird Gegenstand einer besonderen Vorlage
 – Zulässigkeit von hotelmässig bewirtschafteten Wohnungen in Bauten 

des Gastgewerbes (vgl. dazu Ziffer 2.3.5 hiernach). 
 – Neu werden ausdrücklich minimale Anforderungen an die Fassadenge-

staltung gestellt (Art. 415).
 – Die Gemeindestrassen gegenüber welchen ein Strassenabstand von 

5 m einzuhalten ist, wurden überprüft und entsprechend den aktuellen 
Bedürfnissen angepasst. Das bedeutet, dass nur noch gegenüber den 
wichtigsten Gemeindestrassen, d.h. solchen denen für das Funktionie-
ren des Verkehrs eine hohe Bedeutung zukommt ein Abstand von 5 m 
einzuhalten ist (Art. 612).

 – Die Anhänge wurden den Änderungen des Baureglements entsprechend 
angepasst. Die Skizzen erläutern nach wie vor die wichtigsten Messwei-
sen. Soweit möglich und sinnvoll wurden die Skizzen der BMBV über-
nommen.

2.3.2 Verzicht auf die Begrenzung der zulässigen Anzahl Vollge-
schosse

Für die Bestimmung eines Untergeschosses muss nach BMBV auf das 
massgebende Terrain abgestellt werden. Das fertige Terrain auf das in der 
Einwohnergemeinde Grindelwald bisher abgestellt wurde, darf zur Be-
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stimmung der Anzahl Vollgeschosse nicht mehr verwendet werden. Dies 
könnte dazu führen, dass unter Umständen ein heutiges Untergeschoss 
neu als Vollgeschoss gelten würde. Es besteht ein erhebliches Risiko, 
dass mit dieser Umstellung viele Gebäude in Grindelwald nicht mehr im 
gleichen Umfang wie bisher zulässig wären und letztlich eine nicht uner-
hebliche Nutzungseinbusse resultieren würde, die nicht zu einer haushäl-
terischen Bodennutzung beiträgt. Da die zulässige Höhe eines Gebäudes 
ohnehin durch das Mass der Fassadenhöhe giebelseitig plus Hangzuschlag 
(bisher Firsthöhe) begrenzt ist, soll auf die Begrenzung der Anzahl Vollge-
schosse verzichtet werden. Es kann somit auch auf die Festlegung einer 
zur Bestimmung eines Dachgeschosses relevanten Kniestockhöhe (er-
setzt die bisherige Kniewandhöhe) verzichtet werden. Nur gerade bei der 
Bestimmung des zulässigen Masses von Dachaufbauten wird die Länge 
des letzten Geschosses mit einer Kniestockhöhe von mehr als 1.20 m als 
massgebend erklärt (vgl. Art. 416).

Damit kann auch die Behandlung von Baugesuchen vereinfacht werden. 
Es wird nicht immer bis ins Detail geprüft werden müssen, ob ein «Dach-
geschoss» oder ein «Untergeschoss» irgendein Mass überschreitet, das 
es zu einem anrechenbaren Vollgeschoss macht auch wenn die übrigen 
baupolizeilichen Masse eingehalten sind. 

2.3.3 Erweiterung der Besitzstandsgarantie

Das Siedlungsgebiet von Grindelwald ist geprägt von sehr unterschied-
lichen baulichen Zeitzeugen mit einer grossen Vielfalt. Dieser kann mit 
stereotypen Festlegungen, wie sie in einem Baureglement vorzunehmen 
sind, nicht genügend Rechnung getragen werden. Eine grossräumige Aus-
scheidung einer Zone E «Erhalt» in der keine baupolizeilichen Bestimmun-
gen erlassen werden und stattdessen alle Bauten im Rahmen des Beste-
henden wiederaufgebaut werden können ist ebenfalls nicht zielführend. 
In einer solchen Zone würden dann Regeln für die noch unüberbauten 
Grundstücke fehlen.

Da allgemeine Bauvorschriften einer Gemeinde Besonderheiten bestehen-
der alter Gebäude nie genügend Rechnung tragen können, bedeutet dies, 
dass auch alte Gebäude unter Umständen an die heutigen Vorschriften 
angepasst werden müssten. Damit würde die bisherige Vielfalt der tradi-
tionellen Baukultur Grindelwalds verloren gehen. Grindelwald hat jedoch 
ein erhebliches Interesse daran, das Erscheinungsbild alter Gebäude im 
ganzen Gemeindegebiet möglichst zu erhalten und dort wo erforderlich 
den Wiederaufbau der Gebäude im bestehenden Umfang zuzulassen,  
wenn diese durch einen Brand zerstört wurden. Einzig vorbehalten würde 
das Bundesrecht, die kommunalen Strassenabstände sowie überwiegende 
öffentliche Interessen wie der Schutz von Leib und Leben. 

In einer nun verworfenen Version, hat die Gemeinde angedacht, die 
Besitzstandsgarantie nicht für die jetzt geregelten Fälle der Zerstörung 
der Gebäude durch Brand zu erweitern, sondern für jene, welche durch 
Rutschgefahren betroffen sind. Eine Besonderheit in Grindelwald besteht 
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darin, dass wegen weiträumigen Rutschungen bestehende Bauten ge-
schützt werden müssen. Die zum Schutz einer bestehenden Baute erfor-
derlichen baulichen Eingriffe beurteilt die Rechtsprechung offenbar jedoch 
als neubauähnlich. Damit können sie nicht gestützt auf die Besitzstands-
garantie nach Art. 3 BauG wiederaufgebaut werden. Weil sich jedoch fast 
das ganze Baugebiet der Gemeinde Grindelwald im Rutschgebiet befindet, 
hätten fast alle Gebäude von der erweiterten Besitzstandsgarantie profi-
tieren können. Weil dieses Ausmass als zu grossflächig angesehen wurde, 
wurde diese Version verworfen und lediglich eine erweiterte Besitzstands-
garantie im Brandfall geregelt.

2.3.4 Verzicht auf die Festlegung baupolizeilicher Masse in der 
Landwirtschaftszone

Das Bauen in der Landwirtschaftszone ist weitgehend durch das Recht des 
Bundes und des Kantons sowie die Normen der Forschungsanstalt Tänikon 
festgelegt, so dass sich Vorschriften der Gemeinde mit Ausnahme eines 
kleinen Grenzabstands erübrigen. 

2.3.5 Zulässigkeit von hotelmässig bewirtschafteten Wohnungen 
in Bauten des Gastgewerbes 

Das Zweitwohnungsgesetz enthält genügend Regeln zu den touristisch be-
wirtschafteten Zweitwohnungen weshalb auf die bisherige Beschränkung 
(maximal 1/3 der BGF) sowie die Forderung nach einer Mindestzahl an 
Hotelzimmerfläche (mindestens 1/3 der BGF der hotelmässig bewirtschaf-
teten Wohnungen) verzichtet werden soll. Zwar wäre es so theoretisch 
möglich ein Hotel allein mit hotelmässig bewirtschafteten Wohnungen 
aber ohne Hotelzimmer zu betreiben. Solange der Betrieb funktioniert, 
was sichergestellt werden muss, ist dagegen jedoch nichts einzuwenden.

2.4 Anpassungen für Phase 1-B «Umsetzung 
Gewässerräume»

Im Rahmen der Phase 1-B der Ortsplanungsrevision soll das Bauregle-
ment der Gemeinde an die Gewässerschutzverordnung angepasst werden. 
Diese Anpassungen (Art. 215, 514 und 515) werden aufgrund der Vielzahl 
an eingegangenen Einsprachen im Rahmen der öffentlichen Auflage in der 
Phase 1-B als separates Planerlassverfahren weiterbearbeitet und sind 
von der vorliegenden Phase 1-A ausgenommen, wobei für die entspre-
chenden Artikel die Nummerierungen bereits vorweggenommen wurden.
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2.5 Anpassungen für Phase 2

In der Phase 2 der Ortsplanungsrevision sollen die Bestimmungen zu ver-
schiedenen Zonen überprüft und gegebenenfalls angepasst oder ergänzt 
und die Bestimmungen des Landschaftsreglements in das Baureglement 
integriert werden. Zu den Bestimmungen zum EWAP hat der Gemein-
derat am 6. August 2019 beschlossen einen separaten Ausschuss zu 
bilden, der die Zweckmässigkeit dieser Bestimmungen prüfen soll. Zwei 
von der Gemeinde bevorzugte Varianten sind im Herbst 2020 als Voran-
frage beim AGR eingereicht worden. Die im Herbst 2022 eingegangene 
Antwort wird im Rahmen der zweiten Phase oder als separates Planer-
lassverfahren weiterbearbeitet. Weitere Anpassungen des Baureglements 
infolge der Arbeiten an den Zonenplänen bleiben ebenso vorbehalten (z.B. 
Schaffung zusätzlicher Zonen, die Schaffung von Zonen mit Planungs-
pflicht, Zonen für öffentliche Nutzungen oder für Sport und Freizeit, Umzo-
nungen).

3. Auswirkungen (Bericht nach Art. 47 RPV)

3.1 Besitzstandsgarantie (Art. 5 BR)

Die Erweiterung der Besitzstandsgarantie bei Brand führt zu keinen 
Auswirkungen auf Raum und Umwelt. Hingegen festigt sie die eigentums-
rechtliche Position der Eigentümerinnen und Eigentümer.

3.2 Baupolizeiliche Masse

Mit der Anpassung an die BMBV und der damit einhergehenden Aktuali-
sierung der baupolizeilichen Masse wird ein Beitrag zur Innenverdichtung 
innerhalb der Bauzonen geleistet. In Verbindung mit der Festlegung einer 
maximalen Gebäudelänge sowie der weiter geltenden Proportionsvor-
schriften (Art. 412 BR) bleibt gewährleistet, dass keine ortsbildunverträgli-
chen Gebäudevolumen entstehen.

Das Bauen in der Landwirtschaftszone ist weitgehend durch das Bundes-
recht beschränkt, weshalb mit Ausnahme des kleinen Grenzabstands die 
Abschaffung der baupolizeilichen Masse in der Bauzone zu keinen unzu-
lässigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt führen wird.

Weitergehende Auswirkungen auf Raum und Umwelt sind durch die mass-
volle Öffnung der baupolizeilichen Masse nicht zu erwarten.
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4. Verfahren

4.1 Vorgehen

Die Phase 1-A der Ortsplanungsrevision erfolgt im ordentlichen Verfahren 
nach Art. 58 ff BauG mit Mitwirkung, Vorprüfung, öffentlicher Auflage und 
Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung. Es ergibt sich folgen-
der ungefährer Ablauf:

Bis Oktober Revision Baureglement mit Entwurf Zonenplan Gewässerraum, 

Zonenplan Naturgefahren, Zonenplanänderungen und Erläute-

rungsbericht

06.12.2018 / 15.1.2019 Beschluss Gemeinderat

25.01. – 04.03.2019 Mitwirkung

15.02.2019 Info-Veranstaltung

22.02.2019 Sprechstunden

06.08.2019 Auswertung, Bereinigung / Freigabe Gemeinderat

Okt. 2019 – April 2020 Kantonale Vorprüfung

Bis Januar 2021 Bereinigung 

Dez. 2020 – Feb. 2021 Prüfung Ausnahmebewilligungen von Bewirtschaftungsein-

schränkungen im Gewässerraum (Bericht u. Gesuche)

17.03.2021 Freigabe Gemeinderat

März 2021 – März 2022 abschliessende kantonale Vorprüfung

Bis Juli 2023 Bereinigung / Freigabe Gemeinderat

13.07. – 14.08.2023 Öffentliche Auflage

September 2023 Trennung der 1. Phase der OPR in die Phasen 1-A «Änderung 

Baureglement, Umsetzung BMBV» und 1-B «Umsetzung Gewäs-

serräume»

Aufgrund der Vielzahl an eingegangenen Einsprachen gegen die Umset-
zung der Gewässerräume im Rahmen der öffentlichen Auflage, wird die 
Phase 1 nach der öffentlichen Auflage in zwei separaten Planerlassver-
fahren (Phase 1-A «Änderung Baureglement, Umsetzung BMBV» und die 
Phase 1-B «Umsetzung Gewässerräume») fortgeführt.

Das folgende Vorgehen bezieht sich nur auf die Phase 1-A «Änderung Bau-
reglement, Umsetzung BMBV» der Ortsplanungsrevision:

Oktober 2023 Kleinere Änderungen nach der öffentlichen Auflage

17. Oktober 2023 Beschluss Gemeinderat in Kenntnis der nach der öffentlichen 

Auflage vorgenommenen Änderungen

1. Dezember 2023 Beschluss Gemeindeversammlung in Kenntnis der nach der 

öffentlichen Auflage vorgenommenen Änderungen
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18. Januar – 19. Februar 

2024

Nachträgliche öffentliche Auflage der Änderungen nach der 

öffentlichen Auflage

anschliessend Genehmigung AGR

19. Dezember 2024 Anhörungsschreiben AGR

Januar – April 2025 Vorbereitung geringfügige Änderung nach Art. 122 Abs, 7 BauV

Mai – Juni 2025 Nachträgliche öffentliche Auflage der Änderungen im Rahmen 

der Genehmigung

Juni 2025 Ggf. Einspracheverhandlungen

Juni 2025 Beschlussfassung Gemeinderat

Juni 2025 Bekanntmachung Beschluss GR nach Art. 122 Abs. 8 BauV

Juli 2025 Wiederaufnahme Genehmigung

4.2 Orientierung und Mitwirkung

4.2.1 Mitwirkungsauflage

Die Mitwirkung wurde mit einer öffentlichen Planauflage vom 24. Januar 
bis 4. März 2019 gewährt. Am 15. Februar 2019 wurde eine öffentliche 
Informationsveranstaltung durchgeführt, an welcher über das Vorhaben 
im Rahmen der 1. Phase der Ortsplanungsrevision orientiert wurde. Im 
Weiteren hatte die Bevölkerung von Grindelwald die Möglichkeit, während 
den Sprechstunden vom 22. Februar 2019 Fragen zu stellen und allfällige 
Anliegen zu unterbreiten. 

Im Rahmen der Mitwirkungsauflage gingen bei der Gemeindeverwaltung 
von Grindelwald insgesamt 59 Eingaben von 57 verschiedenen Personen, 
Organisationen oder Firmen ein. Diese wurden je Antrag im separaten 
Mitwirkungsbericht behandelt. 

Aufgrund der Mitwirkung wurden einzelne Bestimmungen im Bauregle-
ment angepasst.

4.2.2 Bereinigung aufgrund der kantonalen Vorprüfung

Aufgrund der Rückmeldung des Amtes für Gemeinden und Raumordnung 
(Vorprüfungsbericht) können gewisse Anträge nicht weiter berücksichtigt 
werden. Die Vorbehalte bzw. der Umgang mit diesen ist im nachfolgenden 
Kapitel aufgeführt.

Die Bereinigung erfolgte im Ausschuss Ortsplanung. Zum Baureglement 
wurde zudem die Arbeitsgruppe der Gewerbevertreter beigezogen. Des-
sen Anliegen konnten berücksichtigt werden.
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4.3 Erste Vorprüfung 

Das Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) hat die Teilrevision im 
Rahmen der Vorprüfung, unter Einbezug weiterer Fachstellen, auf deren 
Recht- und Zweckmässigkeit geprüft. Die im ersten Vorprüfungsbericht 
vom 31. März 2020 aufgeführten Genehmigungsvorbehalte und Hinweise 
lauten wie folgt, bzw. wurden folgendermassen berücksichtigt:

A) Baureglement

Vorbehalt A1 Art. 212 Abs. 1 Ziff. 2: 

Wir begrüssen die Aufnahme dieser Mindestdichten. Es gibt jedoch kein Kulturland in der 

Bauzone mehr. Somit fällt der zweite Teil der Vorschrift weg. Diejenigen Parzellen, welche 

unter dem Regime von Art. 8 ff. BauG und Art. 11a ff. BauV eingezont werden, müssen 

zudem im Zonenplan mit einer Signatur/Schraffur versehen bzw. umrandet werden. Dies 

betrifft vermutlich die 2. Phase der OPR. Dies bedeutet, dass im GBR auf die im «Zonen-

plan gekennzeichneten (Teil-)Parzellen» (beispielhafte Formulierung) verwiesen werden 

muss. Die Mindestdichte für Grindelwald beträgt mindestens 0.6 GFZo gemäss Art. 11c 

Abs. 1 BauV i.V.m. den Massnahmenblätter C_02 («Agglomerationsgürtel und Entwick-

lungsachsen inklusive Zentren 4. Stufe und Tourismuszentren») sowie C_01 («Regionale 

Tourismuszentren der 4. Stufe») des kant. Richtplanes. Die Mindestdichte für die W2 kann 

somit nich nur GFZo 0.4 betragen. In begründeten Fällen kann vom 0.6-Wert abgewichen 

werden (Art. 11c Abs. 2 BauV). Dies ist jedoch im Einzelfall darzulegen. 

Hinweis: für die Arbeitszonen wird keine Mindestdichte vorgegeben. Hier gilt in Anwen-

dung von Art. 11c Abs. 5 BauV aber eine Überbauungsziffer von über 0.5 bzw. die im 

Einzelfall gestützt auf das konkrete Projekt festgesetzte Mindestdichte. 

 – Die Praxisänderung des Kantons, wonach Bauland nicht mehr Kulturland darstellt 

wird begrüsst. Wie vom AGR verlangt wird die minimale GFZo auf 0.6 festgelegt. 

Diese kommen jedoch nur auf Grundstücke liegen, die seit dem 1. April 2017 neu 

eingezont werden. Im Rahmen der ersten Phase der Ortsplanung erfolgen keine 

neuen Einzonungen. Deshalb sind in der Einwohnergemeinde Grindelwald bisher 

keinen Grundstücken eine minimale GFZo zugewiesen. Die Kolonne im Bauregle-

ment dient demnach als Platzhalter für die nächste Phase der Ortsplanung.

Vorbehalt A2 Art. 212 Abs. 1 Ziff. 5: 

«Gebäude mit einer Länge» ist nicht BMBV-konform. 

 – Der Begriff «Gebäude mit einer Länge» ist durch den Begriff «Gebäudelänge» 

ersetzt worden.

Vorbehalt A3 Art. 212 Abs. 3 Bst. a: 

«Breite» ist nicht BMBV-konform. Gemäss Art. 13 BMBV gibt es nur die Gebäudebreite.

 – Der Begriff «Breite» ist durch den Begriff «Gebäudebreite» ersetzt worden.



Einwohnergemeinde Grindelwald
Revision Ortsplanung; Phase 1-A «Änderung 
Baureglement, Umsetzung BMBV»
Erläuterungsbericht «Baureglement»

19 ecoptima

Vorbehalt A4

A4.1

Art. 212 Abs. 4 Bst. c: 

Vorspringende Gebäudeteile dürfen nicht 80 % des zugehörigen Fassadenabschnitts 

ausmachen. Es sind maximal 50 % erlaubt. Ebenfalls sind ein Unterscheiden von Erkern 

und nicht Erkern sowie «pro Gebäude maximal 2 eingeschossige geschlossene vorsprin-

gende Gebäudeteile» nicht BMBV-konform und somit nicht zulässig. Das gilt auch für Art. 

416 Abs. 1.

 – Auch wenn die Gemeinde bezweifelt, dass die Forderungen des AGR auf der 

Grundlage von übergeordneten Recht oder übergeordneten Planungen beruht, 

wurde die Anpassung vorgenommen. Hingegen soll sich der Anteil auf die Be-

deckung des zugehörigen Fassadenabschnitts beziehen. Ebenso kommt aus der 

BMBV nicht hervor inwieweit eine Unterscheidung zwischen offenen vorsprin-

genden Gebäudenteilen und geschlossenen wie Erker, nicht zulässig sein soll. 

Gleichwohl wird auf diese Unterscheidung verzichtet. 

Hinweis Hinweis: Es ist unklar, ob hier nicht eigentlich das Ziel ist, bewohnte «eingeschossige 

Gebäudeteile» zu regeln. Im GBR steht jedoch nicht, dass diese bewohnt sein dürfen 

(also Hauptnutzflächen aufweisen dürfen). Diese wären nämlich zulässig. Dafür müssten 

jedoch auch die baupolizeilichen Masse (zumindest eine Geschosshöhe oder die traufsei-

tige Fassadenhöhe) definiert werden.

 – Die maximal zwei eingeschossigen geschlossenen vorspringenden Gebäudeteile 

wird vom AGR vorgeschlagen geändert in «bewohnte» Gebäudeteile.

A4.2 Weiter wird ein zulässiges Mass über die Fassadenflucht (3 m) und für Dachvorsprünge 

(3.5 m) definiert. Gemäss Art. 10 BMBV ragen vorspringende Gebäudeteile höchstens bis 

zum zulässigen Mass (für die Tiefe) über die Fassadenflucht hinaus. Das Mass über die 

Fassadenflucht gilt somit auch für Dachvorsprünge, da auch sie «vorspringende Gebäu-

deteile» sind. Hier besteht daher ein Wiederspruch der zu bereinigen ist. 

 – Inwieweit die BMBV eine Differenzierung zwischen Dachvorsprüngen und wei-

teren offenen vorspringenden Gebäudeteilen auschliessen würde, wird nicht 

dargelegt. Für die Bautradition in Grindelwald ist es von hoher Bedeutung, dass 

die Dachvorsprünge über andere vorspringende Gebäudeteile hinausragen. An 

dieser Bautradition wird festgehalten. 

A4.3 Soweit die Gemeinde nichts festlegt, gilt an Kantonsstrassen gemäss Art. 80 Abs. 1 Bst. a 

SG ein Abstand von 5 m. Nur das zuständige Gemeinwesen kann Abweichungen von den 

Regelabständen festlegen. Für Kantonsstrassen ist das Tiefbauamt das zuständige Ge-

meinwesen. Entlang der Kantonsstrasse gilt Art. 80 SG für sämtliche bauten und Anlagen, 

auch für vorspringende, unterirdische, Unterniveau- und Tiefbauten. Vorliegend reduziert 

die Einwohnergemeinde Grindelwald auch gegenüber Kantonsstrassen den Strassenab-

stand. Die Formulierung ist in dem Sinne zu präzisieren. 

 – Die Möglichkeit in den Strassenabstand ragende Bauten zu erstellen wird be-

schränkt auf die öffentlichen Gemeindestrassen oder Privatstrassen im Gemein-

degebrauch.

Vorbehalt A5 Art. 212 Abs. 4 Bst. d: 

Gemäss Art. 18 Abs. 2 BMBV gibt es eine Staffelung in der Höhe sowie in der Situation. 

Bitte ergänzen.

 – Wird angepasst.

Vorbehalt A6 Art. 212 Abs. 4 Bst. g: 

«Tiefbauten» ist kein BMBV-konformer Begriff und muss korrigiert werden. 

 – Nur weil der Begriff «Tiefbauten» in der BMBV nicht vorkommt bedeutet nicht  

von Beginn weg, dass die Gemeinden diesen Begriff nicht verwenden dürften. 

Gleichwohl wird darauf verzichtet. 
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Vorbehalt A7 Art. 212 Abs. 5: 

Unter die Besitzstandsgarantie fallen formell rechtskräftige bauten und Anlagen. Als 

rechtsmässig gilt nach der Praxis auch eine zwar nicht bewilligte, aber bewilligungsfähig 

gewesene Baute oder Anlage (materielle Rechtsmässigkeit). Dagegen wird eine nicht 

bewilligte und nicht bewilligungsfähig gewesene Baute nicht dadurch rechtmässig, dass 

sich nicht (mehr) beseitigt werden kann bzw. muss (b.B. weil dies unverhältnismässig 

wäre). Eine solche Baute darf jedoch nur noch unterhalten werden. Deshalb muss nach 

«bestehende» ein «und» statt eines Kommas eingefügt werden. Ansonsten würde nach 

dem Wortlaut jede bestehende Baute in ihrem Bestand geschützt und könnte wiederauf-

gebaut werden, was falsch wäre. 

 – Der Genehmigungsvorbehalt scheint unklar formuliert zu sein. Hingegen ist der 

Vorschlag nachvollziehbar und wird so vorgenommen. 

Vorbehalt A8 Art. 212 Abs. 1: 

«Erdgeschoss» und «Strassenhöhe» sind nicht BMBV-konform.

 – Wird angepasst. 

Vorbehalt A9 Art. 223: 

Dieser Artikel kann gestrichen werden. Falls Ausnahmen der baupolizeilichen Masse in 

Frage kommen, dann ist Art. 26 BauG massgebend. Es ist nicht zulässig, gänzlich die 

Möglichkeiten einer Ausnahme zu verbieten. Gleiches gilt für Art. 241 (Marginalie). Bitte 

entfernen.

 – Grundsätzlich handelt es sich um einen bisher genehmigten Text. Hingegen ist 

nachvollziehbar, dass Art. 223 nichts regelt, was nicht ohnehin gilt und er wird 

gestrichen. Hingegen wird in Art. 241 (Marginalie) nichts zu Ausnahmen ausge-

sagt, weshalb dort keine Änderung vorgenommen wird. 

Vorbehalt A10 Art. 23: 

Art. 231 - 237 sind von der derzeitigen 1. Phase der OPR ausgenommen und nicht sistiert. 

Der Begriff ist anzupassen.

 – Der Text wird angepasst. 

Vorbehalt A11

A11.1

Art. 241 Abs. 2: 

Die private Nutzung muss untergeordnet sein, d.h. es muss sich um eine Nebennutzung 

handeln. Ein flächenmässig beschränkter Umfang reicht hierzu nicht aus. Die private 

Nebennutzung muss somit nicht nur flächenmässig beschränkt sein, sondern auch in der 

Nutzungsart und -intensität untergeordnet sein. Bitte das Wort «flächenmässig» strei-

chen.

 – Der Begriff «flächenmässig» wird gestrichen, obwohl das AGR diesen Begriff 

anderorts ausdrücklich verlangt hat. 

A11.2 Im Weiteren stimmen die aufgezählten Ausnahmen (Verweis auf «ZöN für Skisport, Loipen 

und Winterparkplätzen») nicht mir der Benennung im nachfolgenden Absatz (siehe v.a. 

die Marginalien) überein. Bitte korrigieren. (Wir empfehlen, die Nummern der ZöNs im 

Verweis zu nennen).

 – Soweit die ZöNs nummeriert sind wird die Nummer ergänzt, im Übrigen wurden 

die Texte bereinigt. Vorbehalt A12.

Vorbehalt A12 Art. 241 Abs. 3:
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A12.1 ZöN 1, ZöN 7: 

Es sind mindestens die Grundzüge der Überbauung (wenigstens die zulässigen Hauptdi-

mensionen und deren Einordnung in die Umgebung (Abstände, Bauweise, Ausnützung)) 

im GBR festzulegen. Wir verlangen somit die Festlegung zumindest der Höhe sowie der 

Abstände

 – Bei der ZöN 7 werden baupolizeiliche Masse festgelegt, bei der ZöN 1 wurde auf 

die bisherige Zone M verwiesen. Diese wurde korrigiert und heisst neu WA. Dies 

muss genügen.

A12.2 ZöN 2a und 3: 

Diese wurden im Rahmen der V-Bahn geändert bzw. die ZöN 2 und 3a neu ins GBR 

aufgenommen. Diese Artikel dürfen nicht verändert werden ohne die rechtliche oder 

tatsächlich erheblich geänderten Verhältnisse darzulegen. Die ZöNs wurden vom AGR am 

26.02.2016 genehmigt, die beiden ZöNs 2 und 2a wurden mit Beschwerdeentscheid JGK 

Nr. 32.14-16.21/23 vom 08.06.2017 zudem noch angepasst. Bitte die ZöN wie damals ge-

nehmigt korrigieren. Wir empfehlen diese Artikel mit dem Verweis auf das V-Bahn-Projekt 

aus der Revision auszuklammern. Ansonsten wird der Grundsatz der Planbeständigkeit 

verletzt.

 – Der Vorwurf der Verletzung der Planbeständigkeit einer wörtlich identischen 

Übernahme ist nicht ganz nachvollziehbar (die Planbeständigkeit bezieht sich 

auf die materiell Festlegung in der Nutzungsplanung nicht jedoch auf eine For-

mulierung), hingegen wird wie gefordert darauf verzichtet diese Bestimmungen 

als Gegenstand der Ortsplanung zu bezeichnen und sie werden von der OP aus-

genommen. Grundsätzlich wurde dies im Erläuterungsbericht bereits in Kapitel 

1.3.1 so ausgeführt. 

A12.3 ZöN 8 / 9: 

Weshalb wird in der ZöN «Schulhaus Endweg / Schulanlage, Ausbildung» die Telefonzen-

trale noch einmal erwähnt und sogar noch Vorschriften dazu festgelegt? Wird nun die 

ZöN 8 abgelöst oder nicht. Bitte klären.

 – Wie ebenfalls im Erläuterungsbericht ausgeführt, sind die ZöN grundsätzlich 

nicht Gegenstand der Ortsplanungsrevision weshalb sie ohne Änderung über-

nommen wurden. 

A12.4 ZöN 10: 

Wie ist «ohne Volumenbeschränkung» zu verstehen? In Art. 212 GBR wurden keine maxi-

malen GFZ, GF, GFo o.ä. festgelegt. Bitte klären.

 – Es trifft zu, dass in der Kernzone keine Volumenbeschränkung mehr festgelegt 

wird. Aufgrund des Hinweises des AGRs wird dieser Textteil gestrichen. Dies 

führt jedoch nicht dazu, dass diese Anpassung die Planbeständigkeit im Zu-

sammenhang mti der ZöN 10 auslösen würde. Die Anpassung der ZöN 10 in der 

zweiten Phase der Ortsplanungsrevision wird ausdrücklich vorbehalten. 
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A12.5 ZöN 11: 

«Wohnen» als Hauptzweck in einer ZöN ist grundsätzlich nur für Alters-/Pflegeheime, Al-

terswohnungen bzw. Asylheime möglich, also als öffentliche Aufgabe oder im öffentliche 

Interesse stehend. Was ist unter «preisgünstig» zu verstehen? Wem stehen die Woh-

nungen offen? Die ZöN ist zwar vorbestehend, dem Erläuterungsbericht ist diesbezüglich 

aber gar nichts zu entnehmen. Die Nutzung ist nicht per se ausgeschlossen, es fehlt aber 

die entsprechende Begründung, damit die Rechtsmässigkeit geprüft bzw. bestätigt wer-

den kann. Wir bitten um Klärung und entsprechende Ergänzung im Erläuterungsbericht. 

 – Die ZöN 11 ist nicht Gegenstand der OP-Revision, Phase 1. Die Bereitstellung von 

preisgünstigem Wohnraum ist ausdrückliches Ziel der Einwohnergemeinde Grin-

delwald (vgl. dazu Leitbild 3013 / 2017). Soweit geeignet sollen dabei alle Orte in 

Betracht gezogen und zur Verfügung gestellt werden. Die ZöN 11 wird überdies 

nicht geändert, weshalb sich weitere Ausführungen dazu unseres Erachtens 

erübrigen. 

A12.6 ZöN 17 / 21: 

Für die Bahn und die Talstation ist das Plangenehmigungsverfahren für Seilbahnen 

zuständig, welche kommunale Vorschriften übersteuert. Aus diesem Grund darf gemäss 

DIJ-Rechtsprechung nichts festgelegt werden. Es müssen nur für «touristische Angebote» 

baupolizeiliche Masse festgelegt werden. Bitte anpassen.

 – Ein entsprechender Vorbehalt wird aufgenommen. 

A12.7 ZöN 18: 

Diese ZöN muss von der OPR ausgenommen werden.

 – Dies wird neu ausdrücklich so festgehalten. 

A12.8 ZöN 23: 

Diese ZöN muss von der OPR ausgenommen werden, ansonsten wird sie mit der 1. Phase 

bestätigt. Gemäss Kap. 1.3.1 Erläuterungsbericht sind nur «neue Zonen für öffentliche 

Nutzungen» nicht Gegenstand der 1. Phase. 

 – Dies wird ausdrücklich so festgehalten.

A12.9 ZöN 24: 

Die Festlegung «Dachkote 967.5 m.ü.M.» ist nicht BMBV-konform (höchster Punkt der 

Dachkonstruktion). Bitte korrigieren.

 – Wird aufgenommen.

Vorbehalt A13 Art. 242 Abs. 2; ZSF 4: 

«Gebäudegrundfläche» ist nicht BMBV-konform.

 – Wird aufgenommen.

Vorbehalt A14 Art. 261 Abs. 2: 

Art. 231 ff. GBR soll von diesem Verfahren ausgeklammert werden. Hier wird nun entge-

gen anderslautenden Ausführungen und Markierungen doch etwas zum Erstwohnungsan-

teil geregelt. Wir bitten um Klärung und Präzisierung.

 – Wird präzisiert.

Vorbehalt A15 Art. 311 Abs. 2: 

Die «Geschossfläche oberirdisch» wird nirgendwo im GBR definiert. Dies ist nachzuholen, 

ansonsten kann der Begriff nicht angewendet werden. Das gilt allgemein und nicht nur 

für diesen Artikel.

 – Das Baureglement wird mit dem entsprechenden Anhang A11 ergänzt. 

Vorbehalt A16 Art. 312: 

Die ZPP Tuftli wird in einem separaten Planerlassverfahren behandelt. 



Einwohnergemeinde Grindelwald
Revision Ortsplanung; Phase 1-A «Änderung 
Baureglement, Umsetzung BMBV»
Erläuterungsbericht «Baureglement»

23 ecoptima

Vorbehalt A17 Art. 412 Abs. 1: 

Teile des Absatzes sind nicht BMBV-konform: Das Wort «sichtbare» von sichtbarer Giebel-

höhe ist zu streichen und «Fertiges Terrain» ist mit «Massgebendes Terrain» zu ersetzen.

 – Vorliegend geht es um eine Gestaltungsvorschrift zu der die BMBV grundsätzlich 

keine Aussagen enthält. Hingegen wurde bisher immer kommuniziert, dass die 

Gestaltung von Gebäuden durch die BMBV nicht berührt wird. Dies entspricht im 

Übrigen auch der ausdrücklichen Zuständigkeitsordnung von Art. 12 Abs. 2 sowie 

Art. 13 Abs. 1 BauG. Die Proportionsvorschrift ist für das Erscheinungsbild der 

Gebäude in Grindelwald von zentraler Bedeutung und wird so weiter gefordert. 

Die Genehemigung von Proportionsvorschriften ist übrigens auch in der Einwoh-

nergemeinde Saanen so erfolgt.

Vorbehalt A18 Art. 412 Abs. 4: 

Es wird auf Art. 212 Abs. 4 verwiesen. Es fehlt dort die Nennung des Bst.

 – Wird ergänzt. 

Vorbehalt A19 Art. 413 Abs. 1: 

Die Staffelung wird auch unter Art. 212 Abs. 4 Bst. d definiert. Es besteht hier jedoch ein 

Widerspruch zwischen den Festlegungen. Bitte klären. 

 – Mit der vorgenommenen Anpassung von Art. 212 besteht kein Widerspruch mehr. 

Vorbehalt A20 Art. 416 Abs. 1: 

«Vordach» ist durch «Dachvorsprung» zu ersetzen. Ansonsten gelten sie als vorsprin-

gende Gebäudeteile. Bitte klären zumal in Abs. 1 vor den Buchstaben a bis c «Dachnei-

gungen und -vorprünge» steht. 

Zu Bst. b und c: Es ist zu umschreiben, was ein «grösseres Gebäude» ist (also wann diese 

Ausnahme zum Tragen kommt) und im Gesetz im formellen Sinn (GBR) muss der erlaubte 

Rahmen (d.h. das Maximalmass) festgelegt werden, da hier nur Minimalmasse für Vor-

dächer festgelegt wurden, oder der Artikel muss zumindest im Sinne von Art. 417 MBR 

angepasst werden. 

 – Der Begriff «Vordach» wurde durch «Dachvorsprung» ersetzt. Weiter wurde defi-

niert was unter einem grösseren Gebäude zu verstehen ist. 

Vorbehalt A21 Art. 416 Abs. 3: 

Es muss definiert werden, welche «anderen Dachformen» möglich sind.

 – Es sind eben alle anderen Dachformen möglich (Flachdach, Pultdach, Tonnen-

dach etc.). Deshalb braucht nicht definiert zu werden, welche gemeint sind. 

Vorbehalt A22 Art. 416 Abs. 4: 

Für «technische Aufbauten» muss ein Maximalmass definiert werden.

Bst. a: «mindestens ein Drittel der Fassadenlänge»: Bitte «in einen Drittel» korrigieren.

Bst. b: Gemäss Rückmeldung der KDP darf max. 30 % der Fassadenlänge ausmachen. 

 – Wurde angepasst. 

Vorbehalt A23 Art. 51: 

«Pflege und Kulturlandschaft» mit einem neuen Artikel «Ortsbildschutzgebiete» wie 

folgt ergänzen: Ortsbildschutzgebiete sind Schutzgebiete gemäss Art. 86 Baugesetz. Sie 

bezwecken den Schutz der aus denkmalpflegerischer Sicht wertvollen Ortsteile. Betreffen 

Bauvorhaben schützenswerte Baudenkmäler oder erhaltenswerte Baudenkmäler, die in 

einer Baugruppe liegen, ist die kantonale Fachstelle in jedem Fall einzubeziehen. 

 – Auf welcher gesetzlichen Grundlage der erste Teil der Forderung beruht, ist 

fraglich, der zweite Teil wiederholt an sich lediglich das übergeordnete Recht 

und widerspricht an sich dem Konzept des Musterbaureglements. Die Ergänzung 

wurde gleichwohl vorgenommen.
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Vorbehalt A24 Art. 521 Abs. 3:

Gemäss Rückmeldung des OIK muss in diesem Absatz präzisiert werden, dass in Gebie-

ten mittlerer Gefährdung durch permanente Rutschungen die baulichen Massnahmen 

aufgrund eines geologischen Gutachtens festzulegen sind. Ohne diesen Zusatz müssten 

sämtliche Baugesuche in blauen Gefahrengebieten (Gewässerprozesse, Lawinen, Sturz 

etc.) per se ein Gefahrengutachten erbringen. 

 – Es ist bereits heute Praxis, dass in Gebieten mittlerer Gefährdung geologische 

Gutachten verlangt werden. Eine Anpassung erübrigt sich. Hingegen hat sich 

gezeigt, dass im Zusammenhang mit den permanenten Rutschungen zwischen 

der Baubewilligung und dem Baubeginn Veränderungen möglich sind. In diesen 

Fällen soll weiterhin auf den Zustand zum Zeitpunkt der Baugesuchseinreichung 

abgestellt werden. 

Vorbehalt A25 A111: 

Falsche Skizze für die Gesamthöhe. Bitte korrigieren.

 – Die Skizze wurde ersetzt. 

B) Zonenplanänderung «Tuftli» 

Die Zonenplanänderung Tuftli wird von der 1. Phase der OP-Revision aus-
geschlossen. 

C) Naturgefahren

Die Umsetzung der Naturgefahrenkarte wurde nach Rücksprache mit dem 
Amt für Gemeinden und Raumordung aus der 1. Phase der OP-Revision 
ausgenommen und wird im Rahmen der 2. Phase der OP-Revision (u.a. 
inklusive Behandlung Zonenplan Siedlung) angegangen.

D) Gewässerraum

Der Gewässerraum wird von der Phase 1-A der OP-Revision ausgeschlos-
sen und in der Phase 1-B behandelt.

E) Erläuterungsbericht

Vorbehalt E1 Kap. 1.3.1: Die Aufzählung der Bestandteile bzw. nicht-Bestandteile der 1. Phase der 

OPR ist um ständlich und ungenau beschrieben: Der ganze Teil 23 GBR (Art. 231-237) ist ja 

gemäss Eintrag ebenfalls ausgenommen, jedoch in diesem Kapitel nicht erwähnt. Weiter 

soll die ZöN 16 jetzt aufgehoben und das Gebiet in die ZPP 2 Tuftli überführt werden. Dies 

wird aber in den Zielsetzungen nicht genannt (nur in der Ausgangslage angesprochen, 

Kap. 1.1 ). Zudem, obwohl nur «neue» ZöNs nicht Gegenstand der 1. Phase sind, ist vorlie-

gend vorgesehen die ZöN 23 in der 2. Phase abzulösen (siehe Art. 241 Abs. 3 GBR). Es ist 

eindeutig und klar zu schreiben, was nun geändert oder noch ausgespart wird.

 – wurde bereinigt
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Vorbehalt E2 Kap. 2.3.3: Erweiterte Besitzstandsgarantie: Wie auch im Erläuterungsbericht erwähnt 

wird, hat das AGR bereits die allgemeine Erweiterung der Besitzstandsgarantie über 

das gesamte Baugebiet in einem abgeschlossenen Planungsgeschäft als zu weitgehend 

definiert, da sie nicht blass für besondere Fälle gilt. Wir halten fest, dass aus Sicht AGR 

diese grossflächigen „Rutschgebiete“ tatsächlich einen besonderen Fall im Sinne des 

Gesetzes dar stellen. Dies sei jedoch nur als zulässig, sofern sie auf diejenigen (Teil-)

Parzellen in der Gemeinde beschränkt wird, welche auch tatsächlich von dauernden 

Bodenverschiebun gen betroffen sind. Bitte entsprechend anpassen.

 – wurde bereinigt

Vorbehalt E3 Kap. 4.2.1: Die Aussage, dass in Grindelwald grosse Teile des Baugebiets seit jeher durch 

Naturge fahren bedroht sind und deshalb bei Auszonungen Zurückhaltung geboten wer-

den soll ist ganz klar falsch. Es gilt das MB 0_03 sowie Art. 6 BauG.

 – Kenntnisnahme

Vorbehalt E4 Kap. 4.2.3: Wie bereits unter Ziff. 3.3 erwähnt wird sind die Ausführungen teilweise nicht 

ausreichend. Es ist eine umfassende Interessenabwägung vorzunehmen und es sind i.S.v. 

MB 0_03 Beschränkungen und Massnahmen zu verankern, sofern die Parzellen(teile) 

ausnahms weise in der Bauzone verbleiben können. Dies insbesondere wo sensible Nut-

zungen vor kommen. In diesem Kapitel wird insbesondere zu drei Campingplätzen Stel-

lung genom men und gerade dort muss die Gemeinde besonders auf die Gefahren achten.

 – Kenntnisnahme

F) Empfehlungen und Hinweise

Die Empfehlungen und Hinweise wurden soweit geeignet und sinnvoll 
berücksichtigt.

4.4 Abschliessende kantonale Vorprüfung

Die bereinigte Planung wurde dem Amt für Gemeinden und Raumordnung 
(AGR) anschliessend zu einer abschliessenden kantonalen Vorprüfung 
eingereicht. Das AGR hat die Planung unter Einbezug weiterer Fachstellen 
erneut auf deren Rechtmässigkeit geprüft.

Die im abschliessenden Vorprüfungsbericht vom 10. März 2022 aufgeführ-
ten Genehmigungsvorbehalte und Hinweise lauten wie folgt, bzw. wurden 
folgendermassen berücksichtigt:

A) Baureglement

Allgemeines

Hinweis Vorliegend erfolgt eine vollständige Überarbeitung des Baureglements. Deshalb ist eine 

umfassende Prüfung erforderlich und die Planbeständigkeit für das gesamte Bauregle-

ment beginnt ab Genehmigung neu zu laufen.

 – Wird zur Kenntnis genommen. Wie dem sein wird würde sich in einem konkreten 

Verfahren zeigen. Die Planbeständigkeit wird nicht ausgelöst, wo die Gemeinde 

ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass ein Thema nicht Gegenstand der Pla-

nung ist. Die Planbeständigkeit schütz in erster Linie Betroffene und Gemeinden. 

Der Schutz ist materieller und nicht formeller Natur.
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Empfehlung Wir empfehlen der Gemeinde nicht das gesamte Baureglement aufzuheben und neu zu 

erstellen, sondern nur die vorliegend vorgenommenen Änderungen genehmigen zu las-

sen und diese entsprechend farblich zu kennzeichnen.

 – Wird zur Kenntnis genommen. Es würde sicher die Abgrenzung, ob die Planbe-

ständigkeit ausgelöst wird, vereinfachen. Die Gemeinde hat aber entschieden, 

das GBR an ds MBR anzugleichen. Hingegen sind die von der Anpassung ausge-

nommenen Teile genügend klar dokumentiert.

Spezifisches

Vorbehalt Art. 211 Abs. 2:

Im rechtsgültigen Baureglement sind in den Wohnzonen «Bauten und Anlagen für das 

Wohnen, ruhige und wenig störende Arbeitstätigkeiten gemäss Art. 90 Abs. 1 BauV er-

laubt». Neu sollen neben dem Wohnen weitere Nutzungen wie «stille Gewerbe, inkl. we-

nig störende Bauten des Gastgewerbes, wie Hotels, Restaurants, Personalhäuser sowie 

hotelmässig bewirtschaftete Wohnungen» zulässig sein. Gemäss Ausführungen in Zaugg/

Ludwig, Kommentar zum Baugesetz des Kantons Bern, Band I, 5. Aufl., Bern 2020, N 31 

Bst. f zu Art. 24 kann ein Restaurant als zonenkonform gelten, wenn es ein Treffpunkt für 

die Quartierbewohner und -vereine ist, nicht aber wenn es keine funktionelle Bindung 

an das Quartier hat. Demzufolge sind «wenig störende Bauten des Gastgewerbes, Hotels 

und Restaurants» in der Wohnzone (ES II) nicht zonenkonform. Dies ist entsprechend 

anzupassen. 

 – Aufgrund des Entscheides der BVD vom 20. Oktober 2022 (BVE110/2022/128) 

(vgl. Anhang) ist klar, dass die Gemeinde derartige Vorhaben als zonenkonform 

erklären darf. Dies hat sich auch nach dem Baureglement 1997 bewährt und wird 

beibehalten.

Vorbehalt Art. 212 Abs. 1 Ziff. 2:

Vorliegend geht es nur um die Umsetzung der BMBV und um die Festlegung der Gewäs-

serräume. Es ist nicht klar, warum hier die mit der Einführung einer min. GFZo im Baure-

glement die haushälterische Bodennutzung thematisiert wird, aber im Zonenplan keine 

Grundstücke mit einer Mindestnutzung belegt werden. Da zur Zeit keine Ein-, Um- oder 

Auszonungen vorgesehen sind, ist die Ziffer 2 zu streichen und in der zweiten Phase der 

Ortsplanungsrevision im Baureglement und im Zonenplan einzuführen. 

 – Die Gemeinde hat sich bewusst, dass zur Zeit für keine Grundstücke eine mi-

nimale GFZo gilt. Hingegen soll das Baureglement für diesen in der Zukunft mit 

grösster Wahrscheindlichkeit eintretende Fall (z.B. auch im Falle im geringfügi-

gen Verfahren möglichen Einzonung) vorbereitet werden. Rechtlich spricht nichts 

dagegen zumal das Baureglement den Vorbehalt ausdrücklich macht wonach die 

minimale GFZo nur für nach dem 1. April 2017 vorgenommene Einzonungen gilt 

(vgl. Fussnote 2 zu Art. 212 Abs. 1)

Vorbehalt Art. 212 Abs. 4 Bst. c:

Ein Mass über die Fassadenflucht von max. 3.00 m ist aus Sicht der KDP ortsbildunver-

träglich. Es wird ein Mass über die Fassadenflucht von max. 2.00 m gefordert. Dies ist 

entsprechend anzupassen.

 – Dieses Mal war bisher nicht begrenzt. Gestützt auf welche gesetzlichen Grund-

lagen ein bisher unbegrenztes Mass nun auf noch mehr 3 m zu verkürzen wäre, 

legte die Vorprüfungs- und Genehmigungsbehörde nicht dar. Die Gestaltungsvor-

schriften bleiben nach wie vor gültig und es wird Sache des Baubewilligungsver-

fahrens sein im Einzelfall ortsbildunverträglichen Bauvorhaben den Bauabschlag 

zu erteilen. Es wäre jedoch unverhältnismässig bloss vorsorglich ein Mass von 

2.00 m zulassen.
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Vorbehalt Art. 212 Abs. 4 Bst. c:

Die verwendete Formulierung ist verwirrend, bzw. es werden verschiedene Bestim-

mungen vermischt. So z.B. wird der max. Anteil des zugehörigen Fassadenabschnittes 

nur für offene Gebäudeteile formuliert. Es könnte dann verstanden werden, dass zusätz-

lich zu den 50 % noch geschlossene Gebäudeteile erstellt werden dürfen. Aus diesem 

Grund ist die Formulierung wie folgt anzupassen: 

«c) Offene und geschlossene vorspringende Gebäudeteile

- zulässiges Mass über die Fassadenflucht:   2 m

- Dachvorsprünge:   3.5 m

- Maximaler Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts:  50 %

- Offene vorspringende Gebäudeteile dürfen nicht über Dachvorsprünge (Ort-und Trauf-

brett) ragen.

- Geschlossene vorspringende Gebäudeteile müssen einen minimalen Abstand zur 

Grundstücksgrenze von 3 Meter einhalten.

d) Pro Gebäude sind maximal 2 bewohnte Gebäudeteile mit einer anrechenbaren Ge-

bäudefläche von zusammengerechnet maximal 40 m2 gestattet, wenn deren FH gi 4.0 

nicht überschreitet. Sie dürfen zudem nicht mehr als 8.0 m über die Fassadenflucht 

hinausragen und müssen einen Grenzabstand von mindestens 3.0 m einhalten.»

 – Art. 212 Abs. 4c wurde aufgeteilt in einen Buchstaben c und d. Die Aufteilung 

erfolgte nach einer Besprechung mit dem Amt für Gemeinden und Raumordnung 

vom 22. November 2022. Die Aufteilung führt zu einer besseren Verständlichkeit. 

Vorbehalt Art. 212 Abs. 4 Bst. c:

Die verwendete Skizze A 135 ist falsch. Durchgehende Balkone auf einer Fassade können 

nicht privilegiert werden, weil sie ja eben maximal genau nur die 50% des dazugehö-

renden Fassadenabschnitts ausmachen dürfen. Die Skizze ist entsprechend anzupassen. 

 – Sowohl die Bestimmungen und die Skizzen wurden BMBV-konform angepasst 

(vgl. Art. 212 Abs. 1 Fussnoten 7 und 8 sowie Skizzen in A135).

Empfehlung Art. 212 Abs. 4 Bst. c:

Es wird empfohlen die Skizze im Anhang zur BMBV zu verwenden. 

 – (vgl. die Bemerkung zum Vorbehalt zu Art. 212 Abs. 4 Bst. c).

Hinweis Art. 212 Abs. 4 Bst. g:

Der Begriff «Bauten und Vorhaben» ist durch «Bauten und Anlagen» zu ersetzen. 

 – Wurde so umgesetzt.

Vorbehalt Art. 241 Abs. 2:

Richtigerweise wurden die «Skipisten/ Skisport», «Langlaufloipen/ Langlauf» und «Win-

terparkplätze (ZöN 3a)» ausgeklammert, da sie keine Bauzone darstellen. In der Über-

bauungsordnung «Beschneiung Grund-Männlichen-Kleine Scheidegg» gibt es «Skipisten/ 

Beschneiungsflächen». Aufgrund von Art. 3 Abs. 1 UeV («Soweit diese UeO nichts anderes 

bestimmt, gelten die Bestimmungen der baurechtlichen Grundordnung der Gemeinde 

Grindelwald.») muss vorliegend «Skipisten/ Beschneiungsflächen» ergänzt werden. 

 – Wurde so ergänzt.

Empfehlung Art. 241 Abs. 2:

Wir empfehlen hier eine allgemeine Formulierung zu wählen, welche jegliche Beschnei-

ungsflächen, Skipisten, Winterparkplätze ausschliesst. 

 – Wurde so umgesetzt.
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Hinweis Art. 241 Abs. 2:

Wir weisen Sie darauf hin, dass mit dieser von der Gemeinde gewählten Formulierung 

auch bei der Kirche/dem Friedhof, beim Altersheim und den Schulhäusern campiert 

werden darf. 

 – Wurde berücksichtigt.

Vorbehalt Art. 242 Abs. 2 (ZSF 5):

Die ZSF 5 Mettenberg ist im Zonenplan Siedlung, Teilplan Ost sowie im vorliegenden 

Baureglement geregelt. Es ist unklar, warum ein Hinweis auf den Zonenplan Landschaft, 

Teilplan 5 gemacht wird. Dies ist entsprechend zu erläutern oder der Hinweis ist zu 

streichen. 

 – Der Hinweis wurde gestrichen.

Vorbehalt Art. 261 Abs. 2:

Die Bedeutung von Absatz 2 (in hellgrauer Schrift) ist unklar. Ist er von der Revision aus-

genommen? Dies ist zu klären. 

 – Wurde so noch einmal festgehalten, der Bestimmungen über den Erstwohnungs-

anteil sind von der Revision ausgenommen.

Hinweis Art. 261 Abs. 2 :

In der Hinweisspalte ist festgehalten: «Für die Landwirtschaftszone gelten keine baupo-

lizeilichen Masse nach Art. 212. Die Gestaltungsvorschriften nach Ziffer 4 gelten». Die 

Hinweisspalte ist unverbindlich. Falls die Gemeinde die Gestaltungsgrundsätze grundei-

gentümerverbindlich verankern will, müsste der Text entsprechend in den verbindlichen 

Teil / die verbindliche Spalte des Baureglements verschoben werden.

 – Auch beim Text, dass keine baupolizeilichen Masse gelten, handelt es sich um 

einen blossen Hinweis (es sind keine baupolizeilichen Masse allgemeinverbind-

lich festgelegt). Die Gestaltungsvorschriften schliessen aber die LWZ nicht aus 

und darauf wird hier bloss verwiesen. Eine Anpassung im Reglementstext ist 

nicht erforderlich.

Vorbehalt Art. 416 Abs. 4 Bst. b:

Ist wie folgt zu ergänzen: «In Ortsbildschutzgebieten und bei schützens- und erhaltens-

werten Baudenkmälern darf die Gesamtlänge der Dachaufbauten 30% der Fassadenlänge 

des obersten Geschosses nicht überschreiten. Dacheinschnitte sind bei K-Objekten nicht 

zulässig. Bei Bauinventar-Objekten ist nur ein Ausbaugeschoss im Dach zugelassen. First-

oblichter sind in Ortsbildschutzperimeter und in K-Objekten nicht zugelassen.» 

 – Dacheinschnitte sind grundsätzlich nicht zugelassen, worauf bei Art. 416 Abs. 4 

ausdrücklich hingewiesen wird. Eine Beschränkung auf maximal einen Drittel ist 

in Art. 416 Abs. 4 Bst. b ebenfalls ausdrücklich vorgesehen. Für eine weiterge-

hende Einschränkung besteht kein Anlass und sie wäre unverhältnismässig.

Vorbehalt Art. 416 Abs. 6 Bst. b:

Die Gemeinde führt neu Prefa als mögliches Dacheindeckungsmaterial auf. Momentan 

herrscht eine intensive Diskussion, ob Prefa ausserhalb der Bauzone zulässig ist. Es sind 

vor der BVD verschiedene Verfahren dazu hängig. Ausserhalb der Bauzone ist Prefa zur-

zeit nicht zugelassen. Der Begriff «Prefa» ist demzufolge zu streichen. 

(Entscheid BVD ist abzuwarten.)

 – Der Begriff Prefa wurde gestrichen. Im übrigen wurde die Vorschrift beibehalten. 

Entscheidend ist, ob glänzend oder nicht.
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Vorbehalt Art. 514 Abs. 2:

Im Gegensatz zur 1. Vorprüfung wird der Gewässerraum in der 2. Vorprüfung konsequent 

als Korridor ausgeschieden. Dies ist vorliegend zu bereinigen. Auch der auf die Farbco-

dierung verweisende A142, inkl. Skizze ist entsprechend anzupassen. 

 – Der Verweis sowie die Skizze im Baureglement wurden dem Vorbehalt entpsre-

chend richtiggestellt.

Hinweis Art. 514 Abs. 2:

Auch im Erläuterungsbericht Kapitel 1.6.2 sowie in den Ausführungen zu A 132 (korrekt 

wäre hier A 142) wird auf die Farbcodierung verwiesen. Dies ist entsprechend zu bereini-

gen.

 – Der Erläuterungsbericht bzw. die Ausführungen im entpsrechenden Kapitel sowie 

der Verweis auf die Skizze wurden bereinigt.

Empfehlung Art. 521:

Gemäss Mitwirkungsbericht der 1. Vorprüfung enthielt eine frühere Version vor der 

Mitwirkung auch Vorgaben in Bezug auf maximale Gebäudegrundflächen. Wir empfehlen 

der Gemeinde dringend, eine solche Bestimmung wieder im Baureglement aufzunehmen. 

Je grösser die Grundfläche eines Gebäudes ist, desto schadenempfindlicher ist es auf 

permanente Rutschbewegungen. Derzeit besteht keine gesetzliche Grundlage, um den 

Bau sehr grosser Gebäude, wie sie in den letzten Jahren in Grindelwald teilweise entstan-

den sind (v.a. sehr grosse unterirdische Baukörper), zu untersagen. Wenn eine maximale 

Gebäudegrundfläche im Baureglement festgelegt wird, schafft dies Planungssicherheit.

 – Die Empfehlung wurde zur Kenntnis genommen. Die ursprünglich vorgesehene 

Beschränkung hätte sich auf technische Aspekte bezogen, solche sind jedoch 

besser im Einzelfall festzulegen.

Vorbehalt Art. 622 Abs. 2:

Hier sollte es heissen: «... oder nach übergeordnetem Recht kein anderes Organ als 

zuständig erklärt ist.». 

 – Neu werden die Zuständigkeiten im Organisationsreglement der Gemeinde fest-

gelegt.

B) Zonenplan Gewässerraum Teile 1 bis 3

Die Anpassungen des Zonenplans Gewässerraum Teile 1 bis 3 werden 
von der Phase 1-A der OP-Revision ausgeschlossen und in der Phase 1-B 
behandelt.

C) Empfehlungen und Hinweise

Empfehlung In Kapitel 1.3.1 Erläuterungsbericht ist unter anderem festgehalten, dass «Die Anpas-

sung des Baureglements an die BMBV soll koordiniert mit der Ausscheidung der Gewäs-

serräume sowie der Umsetzung der Gefahrenkarte durchgeführt werden.» Diese Aussage 

ist nicht korrekt, da in der vorliegenden ersten Phase der Ortsplanungsrevision die 

Umsetzung der Gefahrenkarte nicht vorgesehen ist. Dies ist entsprechend anzupassen.

 – Der Erläuterungsbericht wurde entsprechend richtiggestellt.
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4.5 Änderung ZöN 21 Pfingsteggbahn

Im Anschluss an die abschliessende Vorprüfung wurden in Artikel 241 
neue Bestimmungen zur ZöN 21 Pfingsteggbahn Talstation aufgenommen. 
Die Pfingsteggbahnen planen die Erstellung eines Parkdecks und damit 
die Erweiterung ihres Parkplatzangebots. Zusätzlich soll die Talstation 
mit einer PV-Anlage ausgerüstet und um einen süd-westlichen Anbau für 
Büroräumlichkeiten, weitere zugehörige Nebenräume und gegebenenfalls 
ein gastronomisches Angebot erweitert werden. Da die heutigen Bestim-
mungen zur ZöN 21 diese Bauten nicht zulassen, müssen die Bestimmun-
gen zur ZöN 21 geändert werden. Um diese Änderung möglichst zeitnah 
umsetzen zu können, soll die Änderung der ZöN 21 mit der vorliegenden 
Phase 1 der Ortsplanungsrevision umgesetzt werden.

PFINGSTEGGBAHN

+/- 0.00 = 1027.00 m.ü.M

Untergeschoss

PV-Anlage

Bestehend

Neu

Abbruch

Gew. Terrain

BAV-Checkliste BehiG Anforderungen

12.00

8.315

3.
40

2.
45

+3.40

+5.85

4.225

1.
10

Neue Dacheindeckung
auf best. Gebäude mit
integrierter Photovoltaik-
anlage

PV-Anlage

Flachdach mit Rundkies-Eindeckung

PV-Anlage PV-Anlage

Neue Dacheindeckung
auf best. Station mit
integrierter Photovoltaik-
anlage

Abb. 2 Ansicht der geplanten Nord-West-Fassade (Quelle: Bauspektrum)

Die Zweckbestimmungen zur ZöN 21 Pfingsteggbahn/Talstation touristi-
sche Transportanlage werden um Gebäude für zugehörige Nebennutzun-
gen wie Büroräumlichkeiten und Restauration ergänzt. Die Zweckbestim-
mung Parkplatz wird in Parkierungsanlage geändert. Dies ermöglicht es 
den Pfingsteggbahnen die dringend benötigten Nebenräume zur Talstation 
und zusätzliche Parkplätze auf einem Parkdeck zu schaffen. 

Anstelle des bisherigen Verweises auf die baupolizeilichen Masse der W3 
werden neu für die einzelnen Gebäude- und Anlageteile separate baupoli-
zeiliche Masse festgelegt. Die Masse für die Talstation werden wie bislang 
im bundesrechtlichen Plangenehmigungsverfahren nach Seilbahngesetz 
(SebG) nach den technischen Erfordernissen festgelegt. Für die weiteren, 
ergänzenden Gebäude zur Talstation gilt, dass diese als untergeordnete 
Gebäudeteile an die Talstation angebaut werden dürfen. Sie haben nach 
wie vor die Grenzabstände und die giebelseitige Fassadenhöhe der W3 
einzuhalten. Die Dachform ist frei, was es erlaubt, diese Gebäude und An-
bauten mit einem Flachdach zu versehen und so der bestehenden Talsta-
tion unterzuordnen.
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Abb. 3 Geplante Situation mit dem neuen Parkdeck und dem süd-westlichen Anbau an die 
bestehende Talstation (Quelle: Bauspektrum)

Für das zugehörige Parkdeck wird ein minimaler Grenz- und Strassenab-
stand von 2.0 m und eine maximale Fh gi von 5.5 m festgelegt. Sie dürfen 
an die Talstation, respektive weitere Gebäude oder Gebäudeteile angebaut 
werden, sofern die Gebäudelänge nicht überschritten wird. Offene unüber-
dachte Parkplätze im Umfeld der Talstation müssen zur Landwirtschafts-
zone keinen Zonen- und keinen Grenzabstand einhalten und können somit 
unmittelbar an diese angebaut werden können. Die landwirtschaftliche 
Nutzung wird dadurch nicht beeinträchtigt.

Die maximale Gebäudelänge für die Talstation inklusive Anbauten und 
Parkdeck wird auf 50 m festgelegt. Da das Parkdeck eine gegenüber der 
Talstation und den daran angebauten Gebäudeteilen eine wesentlich ge-
ringere zulässige Höhe aufweist, ist eine Staffelung der Gebäudeteile und 
damit eine gute Eingliederung in das Ortsbild sichergestellt. 

4.6 Öffentliche Auflage und Einsprachen

Im Rahmen der öffentlichen Auflage konnten Personen, die durch die 
Planung unmittelbar in eigenen schutzwürdigen Interessen betroffen sind 
und berechtigte Organisationen schriftlich und begründet Einsprache 
erheben (Art. 35–35c. und 60 BauG). Während der Auflagefrist vom 13. Juli 
bis 14. August 2023 wurden insgesamt 61 Einsprachen bei der Gemeinde 
eingereicht. Da sich die eingegangenen Einsprachen ausschliesslich auf 
die Umsetzung der Gewässerräume beziehen, wurde die öffentlich aufge-
legte 1. Phase für die Beschlussfassung und die Genehmigung in zwei se-
parate Planerlassverfahren (Phase 1-A «Änderung Baureglement, Umset-
zung BMBV» und Phase 1-B «Umsetzung Gewässerräume») aufgeteilt (vgl. 
Kapitel 1.4). Zu den Änderungen, welche Teil der vorliegenden Phase 1-A 
«Änderung Baureglement, Umsetzung BMBV» sind, gingen während der 
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öffentlichen Auflage bei der Gemeinde weder Einsprachen noch Rechts-
verwahrungen ein. 

Die eingegangenen Einsprachen werden im Rahmen der separaten Pla-
nung OPR Phase 1-B «Umsetzung Gewässerräume», welche voraussicht-
lich im Frühling 2024 zur Beschlussfassung gebracht werden soll, behan-
delt.

4.7 Änderungen nach der öffentlichen Auflage

Neben der Auftrennung der OPR Phase 1 in die Phasen 1-A und 1-B und 
der damit einhergehenden Ausnahme des Zonenplan Gewässerräume in 
Art. 0 sowie der Ausnahme der Art. 251 Abs. 2, Art. 514, Art. 515 sowie Art. 
A142 (allesamt Regelung der Gewässerräume) von der vorliegenden Phase 
1-A, wurden weitere kleine Änderungen und Korrekturen am Baureglement 
vorgenommen. 

Da auf die ursprünglich in Art. 212 Abs. 4 Bst. c vorgesehenen Erker be-
reits vor der öffentlichen Auflage verzichtet wurde, müssen diese auch 
bei den Proportionsvorschriften nicht mehr erwähnt werden, weshalb sie 
nach der öffentlichen Auflage auch in Art. 412 Abs. 6 gestrichen wurden.

Der Kommentar zu Art. 221 Abs. 1 wurde zu Gunsten einer Gleichbehand-
lung für alle Wohnungsanbieter gestrichen.

Weiter wurde in Art. 419 der Abs. 3 gestrichen, wonach die Kommission 
Hochbau/Planung auf Antrag der Fachberatung aus gestalterischen Grün-
den grössere Vordächer vorschreiben kann. Dieser Umstand ist mit Abs. 1 
bereits ausreichend geregelt.

Nach der öffentlichen Auflage wurde zudem Art. 612 Abs. 3 zu den Stra-
ssenabständen präzisiert. Diese Präzisierung erfolgte insbesondere auch 
aufgrund eines Entscheids des Regierungsstatthalteramts. Der Gemeinde 
ist es wichtig, dass die innerkommunale Zuständigkeit, eine Reduktion des 
ordentlichen Abstands von Gemeindestrassen und die Voraussetzungen 
klar festgelegt sind.

Darüber hinaus wurden kleinere Rechtschreibfehler korrigiert.

4.8 Beschlussfassung 

Die Beschlussfassung der vorliegenden Planung OPR Phase 1-A erfolge an 
der Gemeindeversammlung vom 1. Dezember 2023 in Kenntnis der oben 
aufgeführten Änderungen nach der öffentlichen Auflage. 
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4.9 Nachträgliche öffentliche Auflage

Die in Kapitel 4.7 beschriebenen Änderungen nach der 1. öffentlichen 
Auflage vom 13. Juli bis 14. August 2023 werden vom 18. Januar bis 19. Fe-
bruar 2024 nochmals öffentlich aufgelegt. Im Rahmen der nachträglichen 
öffentlichen Auflage konnten Personen, die durch die Planung unmittelbar 
in eigenen schutzwürdigen Interessen betroffen sind und berechtigte Or-
ganisationen ausschliesslich gegen die markierten Änderungen schriftlich 
und begründet Einsprache erheben (Art. 35–35c. und 60 BauG). Im Rahmen 
der nachträglichen öffentlichen Auflage gingen keine Einsprachen oder 
Rechtsverwahrungen ein. 

Eine öffentliche Bekanntmachung nach Art. 122 Abs. 8 ist vorliegend nicht 
erforderlich, da die Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung 
bereits in Kenntnis der Änderungen erfolgte.

4.10 Genehmigung

Nach der nachträglichen öffentlichen Auflage der Änderungen nach der 1. 
Auflage der vorliegenden Phase 1-A «Änderung Baureglement, Umsetzung 
BMBV» der OP-Revision, welche am 1. Dezember 2023 bereits durch die 
Gemeindeversammlung beschlossen wurden, wurde die Planung beim Amt 
für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung eingereicht.

4.11 Anhörung in Genehmigung

Mit Schreiben vom 19. Dezember 2024 und ergänzender Mail vom 1. April 
2025 teilte das AGR der Gemeinde Grindelwald mit, dass die zur Genehmi-
gung eingereichte Planung nicht in allen Punkten genehmigungsfähig sei 
und daher Änderungen im Verfahren nach Art. 122 Abs. 7 BauV erforder-
lich seien. Nachfolgend werden die Vorbehalte aus dem Anhörungsschrei-
ben und die vorgenommenen Änderungen kurz dargelegt:

Art. 212 Abs. 2 Bst. b, c, Abs. 4 Bst. a – d, f – h: Zonenabstände LWZ
Das AGR hat im Rahmen der Prüfung festgestellt, dass die Regelung des 
Zonenabstandes gegenüber der Landwirtschaftszone im teilrevidierten 
Baureglement nicht ganz korrekt und auch nur teilweise festgelegt wird. 
Aufgrund des Urteils Nr. 100.2022.347 des bernischen Verwaltungsgerichts 
vom 11. Oktober 2024 ergibt sich betreffend Zonenabstand zur Landwirt-
schaftszone eine neue Praxis, welche mit sofortiger Wirkung in den Revi-
sionen der baurechtlichen Grundordnung durchzusetzen ist. Für Gebäude 
welche das massgebende Terrain um mehr als 1.2 m überragen wird neu 
ein Zonenabstand zur Landwirtschaftszone von mind. 3.0 m gefordert. Die-
ser Mindestabstand soll sicherstellen, dass die landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung in der benachbarten Landwirtschaftszone durch Bauten in der 
Bauzone nicht eingeschränkt wird. Für Bauten und Anlagen mit geringerer 
Höhe sowie unter dem massgebenden Terrain wird ein Zonenabstand von 
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mind. 1.0 m gefordert. Die detaillierte Regelung des Zonenabstands im 
Baureglement obliegt der Gemeinde.

Entsprechend muss die Landwirtschaftszone aus Art. 212 Abs. 2 Bst. b 
entfernt und in Bst. c neu geregelt werden. So kann sichergestellt wer-
den, dass gegenüber Grünzonen, Zonen für öffentliche Nutzungen und 
Skipisten nach wie vor der heutige Zonenabstand von 2.0 m gilt. Im neuen 
Bst. c wird, entsprechend den übergeordneten Vorgaben, neu ein Zonen-
abstand von 3.0 m festgelegt. Zusätzlich werden die Bestimmungen in Art. 
212 Abs. 4 Bst. a – d und f – h um den Zonenabstand zur Landwirtschafts-
zone ergänzt, so dass die neuen Zonenabstände zur Landwirtschaftszo-
ne für grenzabstandsprivilegierte Gebäude, Bauten und Gebäudeteile, 
angelehnt an die Grenzabstandsprivilegierungen, differenziert festgelegt 
werden können. 

Art. 212 Abs. 4 Bst. c: Mass über die Fassadenflucht
Die Kantonale Denkmalpflege (KDP) erachtet bei vorspringenden Gebäude-
teilen ein Mass von 3.0 m über die Fassadenflucht in den Ortsbildschutz-
gebieten als ortsbildunverträglich. Damit eine gewisse Weiterentwicklung 
stattfinden kann, aber der ursprüngliche Charakter/die Typologie der 
Gebäude gewahrt wird, schlägt die KDP ein Mass von max. 2.50 m vor.

Gestützt auf diesen Einwand ergänzt die Gemeinde Grindelwald den Art. 
212 Abs. 4 Bst. c des GBR dahingehend, dass das Mass über die Fassaden-
flucht für offene vorspringende Gebäudeteile in Ortsbildschutzgebieten 
und bei schützenswerten Gebäuden auf 2.5 m begrenzt wird.

Art. 212 Abs. 4 Bst. i, Art. 416 Abs. 4 Bst. b: Kniestockhöhe
Die KDP verlangt die Festlegung eines Maximalmasses für die Kniestock-
höhe von maximal 1.5 m. 

Relevant ist die Kniestockhöhe zur Bestimmung des Dachgeschosses. 
Dies wiederum ist dann relevant wenn die Geschosszahl begrenzt ist und 
das Dachgeschoss nicht als Vollgeschoss gezählt wird. Da die Gemeinde 
Grindelwald neu keine maximale Anzahl an Vollgeschossen festlegt, ist 
die Forderung der KDP an sich unnötig. Der geforderten Kniestockhöhe 
kommt lediglich die Funktion einer Gestaltungsvorschrift zu. Entsprechend 
der Forderung der KDP wird die Kniestockhöhe in Ortsbildschutzgebieten 
und bei K-Objekten auf max. 1.5 m beschränkt. In diesem Zusammenhang 
muss auch Art. 416 Abs. 4 Bst. b GBR angepasst werden. 

Art. 212 Abs. 5: Besitzstandsgarantie
Eine sich über die gesamte Bauzone erstreckende erweiterte Besitz-
standsgarantie widersprcht gemäss AGR dem Sinn und Zweck sowie dem 
Wortlaut von Art. 3 Abs. 4 BauG. Die erweiterte Besitzstandsgarantie muss 
auf «besondere Fälle» beschränkt werden. Dazu fehlt eine Beschränkung 
in zeitlicher Hinsicht. 
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Auf Grund von Erfahrungswerten erachtet die Gemeinde Grindelwald eine 
Frist von 10 Jahren (Zeitpunkt Einreichung Baugesuch) als vetretbar. Insbe-
sondere wenn erbrechtlicher Klärungsbedarf besteht, ist eine Frist von 10 
Jahren erforderlich. 

Art. 241: ZöN 21 Pfingsteggbahn
Für die ZöN 21 wurde im GBR festgehalten, dass die baupolizeilichen Mas-
se für die Talstation Pfingstegg im Plangenehmigungsverfahren für Seil-
bahnen (PGV) festgelegt werden. Für die Nebennutzungen werden jedoch 
baupolizeiliche Masse festgelegt. Das AGR beurteilt die Situation im An-
hörungsschreiben so, dass für die Parkierungsanlage ein funktionaler Zu-
sammenhang zur Bahn bestehe und dass diese überwiegend der Seilbahn 
diene. Daher handle es sich nicht um eine Nebennutzung. Folglich seien 
die baupolizeilichen Masse für die der Talstation zugehörigen Bauten im 
seilbahnrechtlichen PGV, und nicht in der kommunalen Nutzungsplanung, 
zu erlassen. Zudem sei für offene Parkplätze ein Mindestabstand von 1.0 
m zur Landwirtschaftszone vorzusehen, da sich die Nutzung in der Bauzo-
ne nicht negativ auf die Landwirtschaft auswirken darf.

Die Gemeinde Grindelwald verzichtet auf eine Reaktion auf den Geneh-
migungsvorbehalt betreffend Verzicht auf die Festlegung von baupolizei-
lichen Massen für Nebennutzungen. Dies weil dem BAV zur Klärung dieser 
Frage extra eine Voranfrage übermittelt wurde. Da die neuen Bauwerke, 
auch die Parkierungsanlage, weitestgehend vom bestehenden Stationsge-
bäude getrennt sind und nicht überwiegend dem Seilbahnbetrieb dienen, 
kommt das BAV in seiner Voranfrageantwort zum Schluss, dass es sich 
dabei um eine Nebenanlage nach Art. 10 SebG handelt, für welche die 
kantonale Behörde zuständig ist.

Für offene Parkplätze wird gegenüber der Landwirtschaftszone mit der 
vorliegenden Änderung ein Mindestabstand von 1.0 m festgelegt. 

Art. 311: ZPP 1 «Furenmatte»
Im Rahmen der Bereinigungsarbeiten wurde bemerkt, dass im zur Be-
schlussfassung vorgelegten revidierten Baureglement, die Bestimmungen 
zur ZPP 1 «Furenmatte» nicht der am 15. Juni 2009 genehmigten und 
somit rechtskräftigen Version entsprechen, sondern die Version vor der 
damaligen Änderung abbildet. Die Bestimmungen wurden deshalb an die 
genehmigte Version vom 15. Juni 2009 angepasst.

Art. 321: Überbauungsordnungen (UeO)
In der Auflistung fehlen die UeO Erschliessung Grund und die UeO Golf-
platz Grund. 

Die Auflistung wird entsprechend ergänzt. 
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Art. 416 Abs. 4 Bst. b: Dachaufbauten
Die KDP fordert, dass der Artikel mit folgenden Formulierungen zu ergän-
zen sei: «Dacheinschnitte sind bei K-Objekten nicht zulässig. Firstoblichter 
sind in Ortsbildschutzgebieten und in K-Objekten nicht zugelassen.»

Die Gemeinde Grindelwald ergänzt Art. 416 Abs. 4 Bst. b wie gefordert.

Art. 712: Inkrafttreten, Zonenplan Gewässerraum
Im Rahmen der Auftrennung der Umsetzung BMBV (Phase 1-A) von der 
Umsetzung der Gewässerräume (Phase 1-B) ging vergessen, den «Zonen-
plan Gewässerraum» aus Art. 0 und Art. 712 GBR zu streichen. 

Die beiden Artikel werden wie gefordert angepasst.

Art. 713 1. Lemma
Das AGR weist darauf hin, dass das bisherige GBR nicht komplett aufge-
hoben werden kann, da mehrere Teile von der Phase 1-A ausgenommen 
wurden. Folglich gelten für diese Bereiche die «alten» Bestimmungen im 
bisherigen GBR weiterhin. 

Die weiterhin geltenden Bestimmungen werden daher neu in Art. 713 
aufgeführt.

Kommentar zu Art. 612
In Art 612 wurde überdies ein Formulierungsfehler entdeckt, welcher mit 
der vorliegenden Änderung korrigiert wird.

4.12 Öffentliche Auflage der Änderungen

Die in Kapitel 4.11 beschriebenen Änderungen im Rahmen der Geneh-
migung werden gestützt auf Art. 122 Abs. 7 BauV nochmals öffentlich 
aufgelegt. Im Rahmen der nachträglichen öffentlichen Auflage können Per-
sonen, die durch die Änderungen unmittelbar in eigenen schutzwürdigen 
Interessen betroffen sind und berechtigte Organisationen ausschliesslich 
gegen die markierten Änderungen schriftlich und begründet Einsprache 
erheben.

4.13 Bekanntmachung, Wiederaufnahme der Genehmigung

Der Beschluss des Gemeinderats, die vorliegenden Änderungen im Rah-
men der Genehmigung im Verfahren nach Art. 122 Abs. 7 vorzunehmen 
wird gestützt auf Art. 122 Abs. 8 BauV öffentlich bekannt gemacht. Nach 
der Bekanntmachung der Änderungen im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens wird das Amt für Gemeinden und Raumordnung die Genehmigung 
abschliessen.
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Anhang

Anhang: Entscheid der Bau- und Verkehrsdirektion des 
Kantons Bern (BVD) vom 20. Oktober 2022
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